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Der Bundestag hat am 6.7.2023 in zweiter und dritter Lesung die 11. Novelle des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen

(GWB)verabschiedet (vgl. PMdesBundesministeriums fürWirtschaft undKlimaschutz–BMWKvom6.7.2023).Am5.4.2023hatten

Vizekanzler und Bundesminister für Wirtschaft und Klimaschutz Habeck und Bundesjustizminister Buschmann den Entwurf ge-

meinsam vorgestellt. Die 11. GWB-Novelle ist neben demGWB-Digitalisierungsgesetz die größte Reform desWettbewerbsrechts

der letzten Jahrzehnte. InZukunft könnedasBundeskartellamt (BKartA)nachSektoruntersuchungenetwaKonzentrationstenden-

zen stoppen, Marktzugänge erleichtern oder in Extremfällen Unternehmen entflechten. Die Eingriffsinstrumente sollen die Chan-

cen vonWettbewerbern, Start-ups und KMU stärken. Mehr Wettbewerb, niedrigere Preise und mehr Innovation kämen den Ver-

brauchern zugute. Habeck äußerte hierzu: „Heute ist ein guter Tag für die Verbraucherinnen und Verbraucher und für Unterneh-

men, diemehrWettbewerb brauchen undwollen. Die 11. GWB-Novelle ist einMeilenstein, die denWettbewerb vor allem auf ver-

machteten Märkten mit nur wenigen Anbietern beleben wird. Das ist gerade in Zeiten hoher Inflation wichtig. Denn mehr

Wettbewerb sorgt für bessere Produkte und niedrigere Preise und das ist vor allem eine gute Nachricht für die Verbraucherinnen

und Verbraucher. Konkret erhält das Bundeskartellamt hierfür mehr Eingriffsbefugnisse, um genau dort zu handeln, wo es nur

wenigeAnbieter imMarkt gibt und regelmäßig parallele Preisentwicklungen zu Lasten der Verbraucherinnen und Verbraucher zu

beobachten sind. Mehr und intensiverer Wettbewerb wirkt hier preissenkend und steigert die Produktqualität und Innova-

tionstätigkeit.“ Vgl. zu weiteren Details der 11. GWB-Novelle auch die Meldung auf S. 1666.

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH: Begriff „Verkaufspreis“ in Art. 2

Buchst. a der RL 98/6/EG (PAng-RL) enthält

nicht den Pfandbetrag

Art. 2 Buchst. a der Richtlinie 98/6/EG des Euro-

päischen Parlaments und des Rates vom

16. Februar 1998 über den Schutz der Verbrau-

cher bei der Angabe der Preise der ihnen ange-

botenen Erzeugnisse ist dahin auszulegen, dass

der dort vorgesehene Begriff des Verkaufsprei-

ses nicht den Pfandbetrag enthält, den der Ver-

braucher beim Kauf von Waren in Pfandbehäl-

tern zu entrichten hat.

EuGH, Urteil vom 29.6.2023 – C-543/21
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-1665-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Aminosäurekapseln

a)DasvomTatgerichtermittelteVerkehrsverständ-

nis, nach dem Aminosäureprodukte in Kapselform

in FertigpackungennachGewicht angebotenwer-

denunddiesdiePflicht zurAngabedesGrundprei-

sesnach§ 2Abs. 1Satz1PAngVaFauslöst,hältder

revisionsrechtlichenNachprüfungstand.

b)§ 559Abs. 1Satz1ZPOisteinschränkenddahin

auszulegen, dass in bestimmtem Umfang auch

Tatsachen, die sich erst während der Revisionsin-

stanz ereignen, in die Urteilsfindung einfließen

können, soweit sie unstreitig sind oder ihr Vorlie-

gen inderRevisionsinstanzohnehinvonAmtswe-

gen zu beachten ist und schützenswerte Belange

der Gegenseite nicht entgegenstehen (Bestäti-

gung u. a. von BGH, Urteil vom 21. November

2001 – XII ZR 162/99, NJW 2002, 1130 [juris

Rn. 13]; Urteil vom 2. März 2017 – I ZR 273/14,

GRUR 2017, 541 [juris Rn. 44] = WRP 2017, 579 –

Videospiel-Konsolen III). Sind diese Vorausset-

zungen erfüllt, kann sich die Unstreitigkeit neuer

Tatsachen bei Säumnis des Revisionsbeklagten

auchdarausergeben,dass dasVorbringendesRe-

visionsklägers nach § 555 Abs. 1 Satz 1, § 331

Abs. 1 Satz 1 ZPO als zugestanden anzusehen ist.

c) Werden 25 wortlautidentische Abmahnungen

wegen Verstößen gegen die aus § 2 Abs. 1 Satz

1 PAngV aF folgende Pflicht zur Grundpreisanga-

be an Mitbewerber versandt, ist dies nicht als

eine Angelegenheit im Sinne von § 15 Abs. 2

RVG anzusehen, wenn zwischen den zugrunde-

liegenden, in ihrer rechtlichen Qualifikation

gleichartigen konkreten Wettbewerbshandlun-

gen kein innerer Zusammenhang besteht (Fort-

führung von BGH, Urteil vom 6. Juni 2019 – I ZR

150/18, GRUR 2019, 1044 [juris Rn. 24 bis 33] =

WRP 2019, 1475 – Der Novembermann).

d) Für die Frage, ob ein Gläubiger die Kosten für

ein Abschlussschreiben nach den Grundsätzen

der Geschäftsführung ohne Auftrag oder als

Schadensersatzanspruch wegen der Verletzung

einer Aufklärungspflicht vom Schuldner verlan-

gen kann, kommt es darauf an, ob der Schuldner

zum Zeitpunkt der Entfaltung kostenauslösender

Tätigkeiten für die Erstellung des Abschluss-

schreibens durch den Gläubiger bereits den Ent-

schluss zur Einlegung des Widerspruchs gefasst

hat (Bestätigung von BGH, Urteil vom 9. Februar

2023 – I ZR 61/22, juris Rn. 18 bis 28 [BB 2023,

1218, Ls.] – Kosten für Abschlussschreiben III).

BGH,Versäumnisurteil vom23.3.2023– IZR17/22
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-1665-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Benennung der Zwecke der Ermächti-

gung zur Ausnutzung eines genehmigten

Kapitals unter Ausschluss des Bezugsrechts

a) Die Benennung der Zwecke der Ermächtigung

zur Ausnutzung eines genehmigten Kapitals un-

ter Ausschluss des Bezugsrechts muss nicht im

Ermächtigungsbeschluss, sondern kann auch in

einem nach § 203 Abs. 2 Satz 2, § 186 Abs. 4

Satz 2 AktG der Hauptversammlung zugänglich

zu machenden Vorstandsbericht durch eine

nicht abschließende, beispielhafte Aufzählung

von Ausschlussfällen erfolgen.

b) Beschließt die Hauptversammlung einer Akti-

engesellschaft eine Satzungsänderung, durch

die der Vorstand bei der Nutzung eines geneh-

migten Kapitals ermächtigt wird, über den Aus-

schluss des Bezugsrechts zu entscheiden, ist der

entsprechend § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG zu erstel-

lende Vorstandsbericht bei der Auslegung des

Hauptversammlungsbeschlusses heranzuziehen.

BGH, Urteil vom 23.5.2023 – II ZR 141/21
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-1665-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Mobilfunkvertrag, Endgerätewahlfrei-

heit

a) Das Recht der Endnutzer eines Internetzu-

gangsdienstes, Endgeräte ihrer Wahl zu nutzen

(Endgerätewahlfreiheit), kann vertraglich nicht

abbedungen werden.

b) Die Klausel in Allgemeinen Geschäftsbedin-

gungen eines Telekommunikationsunterneh-

mens, mit der die vertragsgemäße Nutzung des

Internetzugangs auf Endgeräte beschränkt wird,

die eine mobile Nutzung unabhängig von einem

permanenten kabelgebundenen Stromanschluss

ermöglichen, verstößt gegen die Endgeräte-

wahlfreiheit und ist damit unwirksam.

BGH, Urteil vom 4.5.2023 – III ZR 88/22
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-1665-4

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Auslistungsbegehren gegen Google –

Voraussetzungen des Auslistungsanspruchs
gem. Art. 17 Abs. 1 DSGVO

a) Begehrt ein Betroffener von dem Betreiber ei-

ner Internet-Suchmaschine wegen der (behaup-

teten) Unrichtigkeit eines gelisteten Inhalts des-

sen Auslistung, obliegt ihm grundsätzlich der

Nachweis, dass die in diesem Inhalt enthaltenen
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